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Mehr als jeder dritte Franzose hält den Einsatz von Folter in Ausnahmefällen für vertretbar.
Was auf den ersten Blick wie eine abstrakte Meinungsumfrage erscheint, berührt in Wahrheit
den normativen Kern des demokratischen Rechtsstaats. Die jüngsten Zahlen markieren
keinen plötzlichen Bruch, sondern eine langsame, über Jahre hinweg verlaufende
Verschiebung gesellschaftlicher Maßstäbe – gespeist aus Sicherheitsängsten, politischer
Polarisierung und einem tief sitzenden Glauben an die Wirksamkeit staatlicher Gewalt.

Die Entwicklung wirft grundlegende Fragen auf: Wie stabil sind menschenrechtliche Tabus in
Zeiten permanenter Bedrohungswahrnehmung? Und wie widerstandsfähig ist die
republikanische Kultur Frankreichs gegenüber autoritären Versuchungen?

Zahlen mit politischer Sprengkraft
Nach einer aktuellen Erhebung halten 38 Prozent der Befragten Folter in bestimmten
Ausnahmefällen für akzeptabel. Der Wert liegt damit höher als noch vor zehn Jahren und
deutlich über dem Niveau der frühen 2000er Jahre. Der Trend ist eindeutig: Die prinzipielle
Ablehnung staatlicher Gewaltanwendung jenseits des Rechts verliert an
Selbstverständlichkeit.

Auffällig ist weniger die absolute Zahl als ihre gesellschaftliche Verteilung. Die Umfrage
offenbart einen scharfen politischen Graben. Während eine klare Mehrheit der linken
Wählerschaft Folter kategorisch ablehnt, zeigt sich bei Sympathisanten des rechten
politischen Spektrums eine weitgehende Normalisierung dieser Vorstellung. Die Haltung zur
Folter fungiert damit zunehmend als Marker politischer Identität – vergleichbar mit Fragen
der Migration, der inneren Sicherheit oder der Rolle des Staates insgesamt.

Diese Polarisierung deutet darauf hin, dass es sich nicht allein um eine moralische Debatte
handelt, sondern um eine grundlegende Auseinandersetzung über das Verhältnis von Freiheit
und Sicherheit.

Der Mythos der Wirksamkeit
Ein zentrales Motiv der Folterbefürwortung ist der Glaube an ihre Effektivität. Ein erheblicher
Teil der Befragten ist überzeugt, dass Folter helfen könne, Terroranschläge zu verhindern,
Geständnisse zu erzwingen oder verlässliche Informationen zu gewinnen. Besonders deutlich
wird dieser Widerspruch in hypothetischen Extremszenarien – etwa der berühmten
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„tickenden Bombe“.

Gerade diese Denkfigur hat sich tief in das kollektive Bewusstsein eingegraben. Sie
suggeriert eine moralische Ausnahmesituation, in der rechtsstaatliche Prinzipien als Luxus
erscheinen. Dabei handelt es sich weniger um eine realistische Lagebeschreibung als um ein
narratives Instrument, das moralische Hemmschwellen senkt.

Empirisch ist dieser Wirksamkeitsglaube nicht haltbar. Die Forschung zeigt seit Jahren, dass
unter Zwang gewonnene Informationen häufig falsch, widersprüchlich oder gezielt
irreführend sind. Dennoch hält sich die Vorstellung hartnäckig – ein Hinweis darauf, dass
Meinungen in diesem Bereich weniger auf Fakten als auf Emotionen beruhen.

Angst als politischer Faktor
Die steigende Akzeptanz von Folter lässt sich kaum losgelöst von den kollektiven
Erfahrungen der vergangenen Jahre betrachten. Terroranschläge, Ausnahmezustände, eine
allgegenwärtige Sicherheitsrhetorik: Frankreich hat seit 2015 eine Phase dauerhafter
Alarmbereitschaft erlebt. Solche Erfahrungen hinterlassen Spuren im gesellschaftlichen
Denken.

Angst verändert politische Maßstäbe. Sie begünstigt einfache Lösungen, stärkt das Bedürfnis
nach Kontrolle und reduziert die Bereitschaft, normative Grenzen zu verteidigen. In diesem
Klima erscheinen drastische Maßnahmen nicht als Rechtsbruch, sondern als notwendige
Schutzreaktion.

Hinzu kommt eine politische Sprache, die Sicherheit zunehmend als Nullsummenspiel
darstellt: Wer absolute Sicherheit will, müsse bereit sein, Freiheiten zu opfern. Die Akzeptanz
von Folter ist die extremste Ausprägung dieser Logik.

Rechtsstaatliche Tabus unter Druck
Dabei ist das Folterverbot kein gewöhnliches Rechtsprinzip. Es gehört zu den wenigen
Normen, die absolut gelten – ohne Ausnahme, ohne Abwägung. In der europäischen
Rechtskultur markiert es eine zivilisatorische Grenze, die aus historischen Erfahrungen
gezogen wurde.
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Frankreich hat diese Grenze bewusst verankert: in der Verfassung, im Strafrecht, im
Selbstverständnis der Republik. Die Ablehnung von Folter ist Teil jener republikanischen
Erzählung, die den Staat an Recht und Würde bindet – gerade in Krisenzeiten.

Wenn nun ein wachsender Teil der Bevölkerung bereit ist, dieses Tabu zu relativieren, stellt
sich weniger die Frage nach einzelnen Maßnahmen als nach der normativen Stabilität des
Systems. Rechtsstaatlichkeit lebt nicht allein von Gesetzen, sondern von gesellschaftlicher
Zustimmung.

Wahrnehmung staatlicher Gewalt
Bemerkenswert ist zudem ein scheinbarer Widerspruch in der öffentlichen Wahrnehmung.
Zwar glaubt fast jeder zweite Befragte, dass es in Frankreich zu Folter durch Sicherheitskräfte
gekommen sei, doch dieser Anteil ist rückläufig. Offenbar sinkt die Sensibilität für staatliche
Gewalt, selbst dort, wo sie vermutet wird.

Dies könnte auf einen Gewöhnungseffekt hindeuten. Je stärker Sicherheitsmaßnahmen
normalisiert werden, desto weniger werden Grenzüberschreitungen als solche
wahrgenommen. Die Debatte verschiebt sich dann von der Frage des „Ob“ zur Frage des
„Wie weit“.

Demokratie im Stresstest
Die Umfrage ist kein Beleg für eine autoritäre Mehrheit in Frankreich. Sie zeigt jedoch, wie
fragil demokratische Normen unter Dauerstress werden können. Die Bereitschaft, Folter in
Ausnahmefällen zu akzeptieren, signalisiert ein Denken in Notstandslogiken – ein Denken,
das mit dem liberalen Rechtsstaat schwer vereinbar ist.

Für die Politik ergibt sich daraus eine doppelte Herausforderung. Einerseits muss sie reale
Sicherheitsbedürfnisse ernst nehmen. Andererseits darf sie nicht den Eindruck erwecken,
dass grundlegende Rechte verhandelbar seien. Jede Relativierung nährt die Vorstellung, dass
moralische Grenzen situationsabhängig sind.

Zivilgesellschaftliche Organisationen warnen seit Jahren vor genau dieser Entwicklung: der
schleichenden Verschiebung dessen, was als denkbar, sagbar und schließlich machbar gilt.
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Der eigentliche Konflikt verläuft nicht zwischen Sicherheit und Naivität, sondern zwischen
kurzfristiger Beruhigung und langfristiger Rechtsbindung. Demokratien zeichnen sich nicht
dadurch aus, dass sie Gefahren leugnen, sondern dadurch, dass sie ihnen ohne
Selbstaufgabe begegnen.
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